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Die Einführung in die Verfahren außer Streitsachen bietet eine kurze syste-
matische Darstellung des Außerstreitgesetzes 2003, insbesondere in seine 
allgemeinen Bestimmungen (die grundsätzlich für alle Verfahren außer Streit-
sachen gelten) und in seine besonderen Vorschriften für Ehe- und Partner-
schafts-, Kindschafts- und Erwachsenenschutzangelegenheiten (nach dem  
2. ErwSchG) sowie für Verlassenschaftsverfahren (nach dem ErbRÄG 2015) 
und zum Urkundenwesen auf dem aktuellen Stand der Rechtsentwicklung bis 
2026.

Darüber hinaus werden weitere ausgewählte Außerstreitmaterien wie Unter-
bringungs- und Heimaufenthaltsrecht, Todeserklärungen und sachenrechtliche 
Verfahren (zB Enteignung, Miteigentums- und Grenzkonflikte) übersichtlich dar-
gestellt. 

Graphische und tabellarische Übersichten verdeutlichen den Stoff. Das Werk 
eignet sich somit sowohl für die juristische Ausbildung als auch zur aktuellen 
Basisinformation für die juristische Praxis.

Univ.-Prof. i.R. Dr. Peter G. Mayr lehrte am Institut für Zivilgerichtliches  
Verfahren der Leopold-Franzens-Universität Innsbruck.

HR Dr. Robert Fucik war Richter, später Leitender Staatsanwalt im Bundes-
ministerium für Justiz und lehrt Zivilverfahrensrecht an Universitäten in Wien 
und Linz.
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Vorwort zur dreiundzwanzigsten Auflage

Das Ganze ist mehr als die Summe der Einzelteile. Das Lehrbuch versteht Steuern 
als prinzipienbasiertes, systematisches Regelwerk. Der Blick ist auf das wesent-
liche Ganze gerichtet.

Mit vereinten Kräften haben wir wieder viel Neues aus Gesetzgebung und Recht-
sprechung in die 23.  Auflage eingearbeitet. „Schlüsselbeispiele“ erleichtern das 
Verstehen und Begreifen komplexer Regeln und bauen eine Brücke vom abstrakt 
Gelernten zur praktischen Anwendung.

Innsbruck, im Juli 2026
Reinhold Beiser
Verena Hörtnagl-Seidner 
Thomas Kühbacher 
Peter Pülzl
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Die Einkommensteuer

I.	� Das Leistungsfähigkeitsprinzip –  
Markteinkommensbesteuerung

1.	 Der historische Ursprung – die finanzwissen- 
schaftliche Basis

Das Leistungsfähigkeitsprinzip ist keine Erfindung der Juristen. Die Finanzwissen-
schafter haben dieses Prinzip entwickelt: „Eines der zentralen Anliegen der Ökono-
men besteht im Versuch, ein rationales Steuersystem zu entwerfen. Die traditionelle 
Finanzwissenschaft formulierte zu diesem Zweck neben dem Äquivalenzprinzip 
ein weiteres normatives Besteuerungsprinzip, dessen Umsetzung zu einem zielad-
äquaten und faktengerechten geordneten Ganzen der Besteuerung führen sollte: das 
Prinzip der persönlichen Leistungsfähigkeit (ability-to-pay-approach). Nach die-
sem Prinzip soll an der Aufbringung des Steueraufkommens jeder entsprechend 
seiner individuellen Leistungsfähigkeit beitragen. Individuen in gleichen Positionen 
sollen gleich und solche in besseren wirtschaftlichen Ausgangslagen sollen höher 
besteuert werden. Diese beiden Subkategorien des Leistungsfähigkeitsprinzips sind 
unter dem Begriffspaar horizontale und vertikale Gerechtigkeit bekannt.“5

Die Finanzwissenschaft hat nicht nur das Prinzip einer Steuerbemessung nach 
der persönlichen Leistungsfähigkeit entwickelt, die Finanzwissenschaft hat auch 
maßgeblich dazu beigetragen, das Leistungsfähigkeitsprinzip für eine konkrete 
Umsetzung auszugestalten und zu operationalisieren. Die Kluft zwischen theoreti-
schen Idealen und praktischen Besteuerungsgrößen forderte ihren Preis: Im Theo-
riengebäude der Finanzwissenschaft ist der Begriff „Leistungsfähigkeit“ mit einem 
individuellen Nutzenkonzept belegt.6  Die qualitative Messgröße für die Besteuerung 
ist das Nutzenpotenzial, über das der Einzelne disponieren kann. Erzielt ein Uni-
versitätsprofessor zB ein Jahreseinkommen von 80.000 €, so ist damit die theo-
retisch richtige Besteuerungsgröße noch nicht gefunden. Es stellt sich die Frage: 
Hat der Professor das ihm disponible Nutzenpotenzial ausgeschöpft? Hat er mit 
seinen Talenten gewuchert? Oder ist er zwar intelligent, jedoch so faul, dass er das 
ihm verfügbare Nutzenpotenzial nur zur Hälfte genutzt hat? Das disponible Nutzen-
potenzial wäre dann nicht 80.000 € sondern 160.000 €.

5	 Sausgruber/Winner in Thöni/Winner, Die Familie im Sozialstaat (Veröffentlichungen der 
Leopold-Franzens-Universität Innsbruck, 1996, Nr 216), 241  ff, 249  f; vgl dazu auch BFH 
7.6.2024, VIII R B 113/23 (AdV), Rn 29; BVerfG-Beschluss 29.3.2017, 2 BvL 6/11, Rz 100.

6	 Sausgruber/Winner aaO (FN 5), 250.

6
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Die Finanzwissenschaft erkannte die praktisch unlösbaren Probleme einer sol-
chen Nutzenpotenzialbesteuerung: Eine kardinale Messung von Nutzenpotenzia-
len als Voraussetzung für einen interpersonellen Vergleich der Nutzenpotenziale 
aller Steuerpflichtigen ist praktisch nicht zu bewältigen.7 Das am Markt durch 
erbrachte Leistungen erzielte Einkommen wurde als der wichtigste, wesent-
lichste und vor allem auch praktikabelste Angelpunkt einer Besteuerung nach dem 
Leistungsfähigkeitsprinzip erkannt8 und die Einkommensteuergesetze in Öster-
reich und Deutschland danach ausgerichtet. Steuergegenstand ist deshalb nicht das 
abstrakt disponible (verfügbare) Nutzenpotenzial eines Steuerpflichtigen. Besteuert 
wird vielmehr die am Markt realisierte Leistungsfähigkeit, also das Nutzenpo-
tenzial, das der Steuerpflichtige durch Leistungen am Markt tatsächlich in Geld 
(geldwerte Vorteile) umgesetzt hat.9

2.	 Die Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofes

Der Verfassungsgerichtshof hat das Leistungsfähigkeitsprinzip als grundlegendes 
Ordnungsprinzip der Einkommensteuer erkannt.10 Nach der ständigen Rechtspre-
chung des Verfassungsgerichtshofes zum Gleichheitssatz (Art  7 B-VG) darf der 
Gesetzgeber ein von ihm selbst geschaffenes Ordnungssystem nur unter der Voraus-
setzung verlassen, dass es dafür eine sachliche Rechtfertigung gibt.11 Im Sinn dieser 
Ordnungssystem-Judikatur12 werden vom Gesetzgeber selbst gewählte Ordnungs-

7	 Sausgruber/Winner aaO (FN 5), 250 f; Tipke, Die Steuerrechtsordnung2 (Köln 2003), Band II, 
631 ff; Hey in Tipke/Lang, Steuerrecht25 (Köln 2024), Rz 7.30, 7.31 und 8.52.

8	 Scherf in Thöni/Winner aaO (FN 5), 100; Sausgruber/Winner aaO (FN 5), 251; vgl auch Witt-
mann, Das Markteinkommen – einfachgesetzlicher Strukturbegriff und verfassungsdirigierter 
Anknüpfungstatbestand der Einkommensteuer? (Augsburg 1992/Dissertation); derselbe, StuW 
1993, 35  ff; Ruppe in Herrmann/Heuer/Raupach, Einf ESt, Anm 17; Jakob in FS Schmidt, 
Ertragsbesteuerung (München 1993), 115 ff; Trzaskalik in FS Tipke, Die Steuerrechtsordnung 
in der Diskussion (Köln 1995), 321 ff; Söhn in FS Tipke, 343 ff; Steichen in FS Tipke, 365 ff; 
Tipke, Die Steuerrechtsordnung2 (Köln 2003), Band II, 623 ff; Lang, Die Bemessungsgrundlage 
der Einkommensteuer (Köln 1988), 30, 56, 169; Hey in Tipke/Lang, Steuerrecht25 (Köln 2024), 
Rz 8.52; Kirchhof in Kirchhof/Söhn/Mellinghoff, § 2 EStG, Rz A 365 ff.

9	 Eine Einkommensteuerbarkeit setzt „eine Teilnahme am Wirtschaftsleben in Form eines Gü-
ter- oder Leistungsaustausches“ voraus. – VwGH 16.12.2015, 2013/15/0150, ÖStZB 2016/23, 
75. Zum Ringen der Finanzwissenschaft um eine praktikable Messung der Leistungsfähigkeit 
siehe Sausgruber/Winner aaO (FN 5), 251 ff; zur Einkommensteuer nach der Reinvermögens-
zugangstheorie im Vergleich mit einer persönlichen Konsumsteuer siehe Scherf in Thöni/Win-
ner aaO (FN 5), 100, Anm 2.

10	 ZB VfGH 16.6.1987, G 52/87, VfSlg 11.368; 12.12.1991, G 188, 189/91, VfSlg 12.940; 
17.10.1997, G 168/96, G 285/96, VfSlg 14.992.

11	 Korinek, Gedanken zur Bindung des Gesetzgebers an den Gleichheitsgrundsatz nach der Judi-
katur des Verfassungsgerichtshofes, in FS Melichar (Wien 1983), 49, formuliert diesen Grund-
satz auch positiv: „Mit umgekehrten Vorzeichen bedeutet diese Aussage, dass der Gesetzgeber 
an ein gewähltes Ordnungssystem gebunden ist, wenn er für eine nicht systemgemäße Rege-
lung keine sachlich rechtfertigenden Gründe vorzuweisen vermag.“ VfGH aaO (FN 10).

12	 Korinek aaO (FN 11), 49; Beiser, ÖStZ 1984, 234 ff; Mayer/Kucsko-Stadlmayer/Stöger, Bun-
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prinzipien zum „tertium comparationis“, zum Vergleichsmaßstab: Das Ordnungs-
prinzip ist die Generallinie, Abweichungen und Ausnahmen von dieser General-
linie sind zulässig, bedürfen jedoch einer sachlichen Rechtfertigung. Ist eine solche 
Generallinie, ein solches Ordnungssystemprinzip einmal gefunden, so kann das 
gesamte Regelungssystem anhand dieser Generallinie und dieses Vergleichsmaß-
stabs nachgemessen werden. Es bedarf keiner langwierigen Suche nach Vergleichs-
paaren zur Beantwortung der Frage, an welcher Messlatte (an welchem Maßstab) 
die Gleichheit auszumessen ist und ob eine Gleich- oder Ungleichbehandlung von 
Gleichem oder Ungleichem im Sinn der „klassischen Normvergleichsmethode“13 
vorliegt. Das Systemprinzip gibt die Generallinie als Maßstab vor; was nicht ent-
sprechend diesem Ordnungssystemprinzip geregelt ist, ist eine Ausnahme, die auf 
ihre sachliche Rechtfertigung zu prüfen ist. Sinn und Zweck der Ausnahmeregeln 
sind am Sinn und Zweck der Generallinie nachzumessen. Die entscheidende Frage 
ist: Rechtfertigen Sinn und Zweck der Ausnahme eine Durchbrechung von Sinn und 
Zweck des generellen Ordnungsprinzips?

Im Straßenverkehr gilt die Rechtsregel. Sinn und Zweck ist die Vermeidung von 
Kollisionen. Durchbrechungen dieser Regel sind am Sinn und Zweck dieses Ord-
nungsprinzips zu messen.

In der Einkommensteuer gilt das Leistungsfähigkeitsprinzip. Sinn und Zweck ist 
eine möglichst gerechte Steuerlastverteilung. Durchbrechungen dieser Regel sind 
am Sinn und Zweck dieses Ordnungsprinzips zu messen.

Die Entstehungsgeschichte der Einkommensteuer bestätigt die Rechtsprechung 
des Verfassungsgerichtshofes: Eine Besteuerung nach der persönlichen Leistungs-
fähigkeit ist die finanzwissenschaftliche Grundkonzeption und Basis der Einkom-
mensteuer (1.). „Das Einkommen gilt finanzwissenschaftlich als besonders geeig-
neter Indikator der persönlichen Leistungsfähigkeit.“14 Die Berücksichtigung der 

desverfassungsrecht11 (Wien 2015), Rz 1359; vgl auch BFH 10.11.1999, X R 60/95, BStBl 
2000 II 131: Aus dem Gleichheitssatz wird für das Steuerrecht das Gebot der „Belastungs-
gleichheit“, das „Folgerichtigkeitsgebot“ und das Gebot der „Systemgerechtigkeit“ abgeleitet. 
Der BFH aaO verweist mehrmals auf das Erkenntnis des VfGH vom 9.12.1997, G 403/97, 
ÖStZB 1998, 119: „Wie der VfGH im Prüfungsbeschluss annahm, steht es dem Gesetzgeber 
frei, im Steuerrecht für noch ungewisse Verbindlichkeiten eine Passivierungspflicht und ein 
Passivierungsrecht vorzusehen oder (teilweise) zu beseitigen. Gewährt der Gesetzgeber aber 
die Möglichkeit der Passivierung nach einem bestimmten – dem Sachlichkeitsgebot entspre-
chenden – System, bedarf ein Abweichen von einem solchen System abermals einer sachlichen 
Rechtfertigung.“ Der VfGH aaO hat im Sinn der „Ordnungssystem-Judikatur“ das Verbot von 
Jubiläumsrückstellungen als systemwidrig erkannt und wegen Gleichheitswidrigkeit (Verstoß 
gegen das Sachlichkeitsgebot) aufgehoben.

	 Der BFH aaO, BStBl 2000 II 131, 139 sieht im „Prinzip der Besteuerung nach der wirtschaft-
lichen Leistungsfähigkeit“ sowie im „Nettoprinzip, demzufolge nur das Nettoeinkommen (Er-
werbseinnahmen abzüglich der Erwerbsaufwendungen und der existenzsichernden Aufwen-
dungen) besteuert wird“, ebenso wie der VfGH und das BVerfG tragende Systemprinzipien der 
Einkommensteuer.

13	 Beiser, ÖStZ 1984, 235 mwH.
14	 Bodis/Hammerl/Kirchmayr in Doralt/Ruppe, Steuerrecht I13 (Wien 2024), Rz 22.
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persönlichen Leistungsfähigkeit ist ein in der finanzwissenschaftlichen Grundkon-
zeption angelegtes Ordnungsprinzip. Der Verfassungsgerichtshof erkennt somit im 
Leistungsfähigkeitsprinzip ein Systemprinzip, das die Finanzwissenschafter als 
Grundprinzip der Einkommensteuer konzipiert haben. Die Rechtsprechung führt 
weiter, was der historischen Grundkonzeption der Einkommensteuer entspricht.

3. Das Leistungsfähigkeitsprinzip in der Lehre

3.1	 Wesensprinzip der Einkommensteuer
Das Leistungsfähigkeitsprinzip ist ein Wesensprinzip der Einkommensteuer.15  
Doralt/Ruppe leiten aus diesem Wesensprinzip folgende „Unterprinzipien“ ab:16

3.2	 Das Prinzip der persönlichen Universalität17

Das am Markt erzielte Einkommen ist ein Maßstab der persönlichen Leistungs-
fähigkeit. Jeder, der Einkommen erzielt, ist zu besteuern. Wenn das Einkommen 
der Maßstab/die Messlatte für die Messung der Leistungsfähigkeit im interperso-
nellen Vergleich, also im Verhältnis zwischen verschiedenen Personen, ist, dann ist 
es sachgerecht, jeden, der Einkommen erzielt, entsprechend seinem Einkommen zu 
besteuern. Es wäre inkonsequent, das am Markt erzielte Einkommen beim einen zu 
besteuern, beim anderen dagegen nicht.

Kurz: Hat der Gesetzgeber einmal ein taugliches Maß gefunden und festge-
schrieben, dann ist dieses Maß bei allen anzuwenden. Es darf nicht zweierlei Maß 
angelegt werden. Alle sind am selben Maß zu messen.

3.3	 Sachliche Universalität
Nach dem Prinzip der sachlichen Universalität ist das gesamte am Markt erzielte 
Einkommen vollständig und gleichmäßig zu ermitteln, zu erfassen und zu besteu-
ern.18

Auch hier gilt die einfache Überlegung: Ist das am Markt erzielte Einkommen 
ein sachgerechtes Maß der persönlichen Leistungsfähigkeit, dann wäre es widersin-
nig, bestimmte Teile aus diesem Maßstab herauszubrechen und so bestimmte Teile 
des Einkommens nicht zu erfassen.

Die Prinzipien der sachlichen und persönlichen Universalität lassen sich kurz 
zusammenfassen: Der Maßstab des erzielten Markteinkommens ist auf alle Per-

15	 Siehe ua Bodis/Hammerl/Kirchmayr in Doralt/Ruppe, Steuerrecht I13, Rz 22; umfassend Birk, 
Das Leistungsfähigkeitsprinzip als Maßstab der Steuernormen – ein Beitrag zu den Grund-
fragen des Verhältnisses Steuerrecht und Verfassungsrecht (Köln 1983); zum Leistungsfähig-
keitsprinzip im Licht des Gemeinschaftsrechts siehe Beiser, StuW 2005, 295 ff und Kühbacher, 
RdW 2009/136, 150 ff.

16	 Bodis/Hammerl/Kirchmayr in Doralt/Ruppe aaO (FN 15), Rz 22 ff.
17	 Bodis/Hammerl/Kirchmayr in Doralt/Ruppe aaO (FN 15), Rz 23.
18	 Bodis/Hammerl/Kirchmayr in Doralt/Ruppe aaO (FN 15), Rz 24.
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sonen und auf das gesamte Markteinkommen (sämtliche Einkommensteile) gleich 
anzuwenden. Es gibt kein zweierlei Maß.

3.4	 Objektives Nettoprinzip
Nach dem objektiven Nettoprinzip19 sind Aufwendungen zur Einkünfteerzielung 
abzugsfähig. Die Einkommensteuer ist keine Bruttosteuer auf Umsatz, Cash-
flow oder andere Bruttogrößen. Nur Gewinne oder Überschüsse nach Abzug ein-
kunftserzielender Aufwendungen fließen in das Einkommen als Steuergegenstand 
der Einkommensteuer ein. Aufwendungen zur Einkunftserzielung sind bereits im 
Leistungsaustausch am Markt verbraucht worden. Was im Leistungsaustausch am 
Markt verloren geht oder abfließt, schwächt die Leistungskraft. Am Markt erzielte 
Leistungserlöse stärken die Leistungskraft. Nach dem Nettoprinzip ist nur der Saldo 
die zu ermittelnde Zielgröße.20

3.5	 Subjektives Nettoprinzip
Das subjektive Nettoprinzip21 berücksichtigt unvermeidbare Aufwendungen der Pri-
vatsphäre. Angesprochen sind hier Aufwendungen für den eigenen Lebensunter-
halt, Unterhaltsaufwendungen für die Familie, Krankheitskosten, Unglücksfälle, 
Katastrophenschäden und dgl.

Tipke präzisiert den Kern des Prinzips: „Das Leistungsfähigkeitsprinzip verlangt 
aber nicht nur nach einem objektiven, sondern auch nach einem subjektiven Netto-
prinzip. Was der Steuerpflichtige notwendigerweise für seine oder seiner Familie 
Existenz aufwenden muss, steht ihm zur Steuerzahlung nicht zur Verfügung, er 
muss es von der Bemessungsgrundlage abziehen können.“22

„Die Behauptung, die Zulassung privater Abzüge sei eine Steuervergünstigung, ist 
danach unzutreffend. Vorschriften, die bloß einer Minderung der Leistungsfähigkeit 
Rechnung tragen, enthalten keine Vergünstigung, sondern führen lediglich die Leis-
tungsfähigkeitsregel konsequent aus … Was ferner oft verkannt wird: Es gibt keinen 
Wertungsunterschied zwischen beruflichen Aufwendungen und zwangsläufigen pri-
vaten Aufwendungen. Sie alle mindern notwendigerweise die Leistungsfähigkeit.“23

„Die Leistungsfähigkeitsregel und ihre konsequente Durchführung werden ver-
letzt, wenn der Gesetzgeber zwangsläufige private Aufwendungen nicht oder nur zum 
Teil zum Abzug zulässt.“24

19	 Bodis/Hammerl/Kirchmayr in Doralt/Ruppe aaO (FN 15), Rz 25.
20	 Enttäuschend in diesem Zusammenhang VfGH 9.12.2014, G 136/2014 zur sachlich rechtfer-

tigbaren Aufweichung des objektiven Nettoprinzips durch Berufung auf beliebige sozial- und 
gesellschaftspolitische Ziele; Pülzl in FS Pernthaler, Grundsatzplädoyer für eine prinzipienge-
leitete Ausgestaltung des Einkommensteuerrechts (Hamburg 2015), 251 ff, 260; kritisch insb 
auch Beiser, ÖStZ 2015/74, 49 ff sowie Staringer, ÖStZ 2015/111, 81 ff.

21	 Bodis/Hammerl/Kirchmayr in Doralt/Ruppe aaO (FN 15), Rz 26.
22	 Tipke, Steuergerechtigkeit in Theorie und Praxis (Köln 1981), 96.
23	 Tipke aaO (FN 22), 96 f.
24	 Tipke aaO (FN 22), 97.
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